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Extreme und populistische 
Rechtsparteien und die soziale Frage
Entwicklungen in Frankreich, Österreich, Ungarn 
und den Niederlanden

Unter der Leitung von Marine Le Pen hat der französische Front National einen 
Schwenk weg von seinen neoliberalen Positionen vollzogen. Er tritt nunmehr für 
Verstaatlichungen und einen großzügigeren Sozialstaat für Inländer*innen ein. Ist dies 
ein Erfolgsrezept, das auch andere rechtspopulistische und rechtsextreme Parteien 
in Europa anzuwenden versuchen ? Der Blick nach Österreich, Ungarn und in die 
Niederlande zeigt ein differenziertes Bild : Dort sind die Rechtsparteien diesen Weg 
programmatisch nicht oder nicht in diesem Ausmaß mitgegangen, auch wenn sie sehr 
stark auf Wohlfahrtschauvinismus setzen. Und wo Rechtsparteien lokal oder gar national 
mitregieren, ist von einer pro-wohlfahrtsstaatlichen politischen Praxis nichts zu spüren.

JÖRG FLECKER, GUDRUN HENTGES, ISTVÁN GRAJCZJAR, CARINA ALTREITER, SASKJA SCHINDLER

1	 Einleitung

Quer durch Europa finden sich heute erfolgreiche extre‑
me und populistische Rechtsparteien. Sie haben mehrere 
Merkmale gemeinsam (Loch / ​Norocel 2015) : Sie sind na‑
tionalistisch und rassistisch, überwiegend islamfeindlich, 
treten innerhalb der Europäischen Union für nationale 
Souveränität ein, stellen sich gegen die politischen und 
gesellschaftlichen Eliten, kritisieren die repräsentative 
Demokratie und fordern – je nach Opportunität – Plebis‑
zite oder Volksabstimmungen. Ihr Bezug zum Sozialstaat 
besteht insbesondere darin, dass sie staatliche Transfer‑
leistungen im Sinne eines Wohlfahrtschauvinismus (Kit‑
schelt / ​McGann 1997) an nationale und ethnische Krite‑
rien binden möchten.

Wiesen die Programme der extremen und populis‑
tischen Rechtsparteien früher vielfach neoliberale Aus‑
richtungen auf, so bezogen sich viele dieser Parteien in 
den 1990er Jahren stärker auf soziale Fragen (Lefkofridi / ​
Michel 2014). Entsprechend änderten sie ihre Haltung 
gegenüber dem Wohlfahrtsstaat und nahmen neoliberale 
Positionen zumindest vordergründig zurück. Sie sprachen 
sich Anfang der 2000er Jahre deutlich stärker als noch ein 
Jahrzehnt zuvor für Sozialpolitik aus und schwächten ihre 

Forderungen nach Budgetdisziplin und ökonomischer Li‑
beralisierung ab (Kriesi 2012). Ein bekanntes Beispiel für 
diesen Wandel ist der französische Front National. Auch 
im deutschsprachigen Raum war Ähnliches zu beobach‑
ten. So nahmen sowohl die NDP als auch die FPÖ den 
Slogan „soziale Heimatpartei“ in ihre Wahlwerbung auf.

In Bezug auf die Af D lässt sich konstatieren, dass die 
Partei, deren Gründung vor allem in neoliberalen Think 
Tanks und Netzwerken konzeptionell vorbereitet worden 
ist (Plehwe 2017 ; Butterwegge et al. 2018), im Zuge ihrer 
zahlreichen Metamorphosen in den letzten Jahren die so‑
ziale Frage für sich entdeckt hat. So strich sie z. B. 2016 die 
Forderung nach Privatisierung der Arbeitslosenversiche‑
rung aus ihrem Programmentwurf. Stattdessen behaupte‑
te sie im Vorfeld der Bundestagswahlen 2017, die Zunahme 
von prekären Beschäftigungsverhältnissen wirke sich ne‑
gativ auf den Wohlstand aus, und forderte eine gesetzli‑
che Obergrenze von 15 % der Beschäftigten mit Leih- oder 
Werkverträgen in Unternehmen. Auch wollte die Af D 
erreichen, dass ein Leiharbeitsverhältnis nach sechs Mo‑
naten in eine Festanstellung transferiert werden müsse. 
Mittels dieser Forderungen versuchte die Af D ganz gezielt, 
prekär Beschäftigte oder Teile der Randbelegschaften als 
Wählerbasis zu rekrutieren.

Aufgrund ihrer geänderten Rhetorik und auch wegen 
der Ergebnisse der Wahlforschung verlieh man den extre‑
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men und populistischen Rechtsparteien das Etikett der 
„neuen Arbeiterparteien“. Damit rückte auch die Arbeits‑
welt in den Blickpunkt von Untersuchungen über die Ver‑
änderung politischer Subjektivität. In den 2000er Jahren 
zeigten wir mit einer europäischen Studie über acht Län‑
der (Flecker 2007) auf, dass Arbeitsbedingungen, Beschäf‑
tigungsunsicherheit und erfahrene Ungleichheit zu einer 
„konformistischen Rebellion“ (Hentges / ​Meyer 2002) 
beigetragen haben. Menschen lassen sich aufgrund von 
Interessenverletzungen, Frustrationen und Kränkungen 
gegen „das System“ mobilisieren, bleiben dabei aber den 
Ideologien der ökonomisch, kulturell und politisch Herr‑
schenden verhaftet.

Auch wenn die (Flucht-)Migration, die muslimischen 
Minderheiten und die vermeintliche Islamisierung west‑
licher Gesellschaften in der jüngeren Diskussion die über‑
ragenden Themen waren und die Gefährdung der christ‑
lich-abendländischen bzw. nationalen Identitäten zum 
Problem stilisiert wurden, blieben die Arbeitswelt und 
desintegrative Tendenzen als mögliche Ursachen für den 
Aufstieg der extremen und populistischen Rechtsparteien 
in Europa präsent (Becker et al. 2018).

Mit einem Überblick über ausgewählte Länder in der 
Europäischen Union gehen wir im Folgenden der Fra‑
ge nach, inwiefern der Übergang von neo-liberalen zu 
Pro-Wohlfahrtsstaatsprogrammen tatsächlich als neues 
Erfolgsrezept der extremen und populistischen Rechts‑
parteien angesehen werden kann. Lässt sich tatsächlich 
eine solche Verbindung zwischen autoritären soziokul‑
turellen Positionen und einen starken Sozialstaat stüt‑
zenden, wenn auch ausgrenzenden, sozioökonomischen 
Positionen feststellen, die als „links-autoritär“ oder „ex‑
kludierende Solidarität“ etikettiert wurden (De Lange 
2007 ; Lefkofridi / ​Michel 2014) ? Dafür zeichnen wir die 
Entwicklung extremer und populistischer Rechtsparteien 
nach, gehen auf die Veränderungen ihrer Programmatik 
ein, geben Auskunft über die Entwicklung ihrer Wähler‑
schaft und versuchen – soweit es möglich ist –, die Um‑
setzung der Programmatik in tatsächliche Maßnahmen 
einzuschätzen. Im Einzelnen werden entsprechende Ent‑
wicklungen in Frankreich, Österreich, Ungarn und den 
Niederlanden dargestellt.

2	 Der französische Front National

Der Front National (FN) ist neben der FPÖ die älteste Par‑
tei der extremen Rechten in Westeuropa. Hervorgegangen 
aus der poujadistischen Bewegung der Kleinhändler und 
Handwerker der 1950er und 1960er Jahre, wurde der FN 
1972 gegründet. Seine Ideologie basiert auf den folgenden 
Säulen : Gegen Einwanderung und gegen Islam einerseits, 
gegen das politische Establishment und gegen die Eliten 

andererseits. Im Sinne eines „Nationalpopulismus“ – der 
Begriff stammt von Pierre-André Taguieff (2001) und 
wurde vom FN übernommen – fungiert das französische 
Volk als moralische Größe und ständige Referenz der Agi‑
tation und Propaganda.

Die Konfliktlinie Arbeit – Kapital : Von wachsender Be‑
deutung für die FN-Propaganda war bzw. ist neben den 
Konfliktlinien Staat – Kirche, Stadt – Land, Zentrum – 
Peripherie vor allem die Konfliktlinie Arbeit – Kapital. 
Wirtschaftspolitisch orientierte sich der FN bis Ende der 
1980er Jahre an einem neoliberalen Mainstream bzw. er 
trat – in Anlehnung an historische Vorläufer, die natio‑
nalsozialistische Mittelstandspolitik – in erster Linie für 
eine Förderung des Mittelstands ein. Initiiert durch Bruno 
Mégret vollzog sich 1992 eine so genannte soziale Wende 
des FN. Fortan befasste sich der FN mit den Betrieben und 
unternahm den Versuch, sich in der Arbeitswelt zu ver‑
ankern (Gauthier 2004, S. 66f.).

Die Präsidentenwahlen 1995, bei denen der FN in der 
Gruppe der Arbeiter*innen einen Stimmenanteil von 30 % 
verbuchen konnte (Perrinau 2001, S. 191f.), bestätigten ihn 
in seiner Strategie, vor allem diese Gruppe als soziale Basis 
zu erschließen. In der Absicht, kulturelle Hegemonie zu 
erlangen, um das Elektorat auszubauen, verknüpfte der FN 
das „Nationale“ mit dem „Sozialen“. Soziale Forderungen 
wurden an die „nationale Präferenz“ gebunden, vor allem 
mit Blick auf die Stellenvergabe und hinsichtlich der Ver‑
gabe von Sozialleistungen und Sozialwohnungen (ebd., 
S. 67). Auch die Sozial- bzw. Arbeitslosenbewegung des 
Jahres 1996 veranlassten den FN dazu, sich positiv auf die 
sozialen Proteste beziehen zu wollen.

Nachdem der FN in den Jahren 2007 und 2009 Einbu‑
ßen bei den Wahlen zu verzeichnen hatte, erfolgte 2011 der 
Wechsel an der Spitze. Marine Le Pen wollte nicht nur die 
aus ihrer Sicht antiquierten Ideologien des Antisemitismus 
überwinden, um den FN zu „entdiabolisieren“, sondern sie 
versuchte gezielt, auch in der Gruppe der Arbeiter*innen 
und kleinen und mittleren Angestellten Wähler – und vor 
allem auch Wählerinnen – zu rekrutieren (Hentges / ​Nott‑
bohm 2017). Bei den Europawahlen 2014 reüssierte der FN 
mit knapp 25 % der Stimmen und erzielte somit von allen 
Parteien Frankreichs das beste Ergebnis. Bei den Regio‑
nalwahlen, die im Dezember 2015 stattfanden, kam der FN 
sogar auf einen Stimmenanteil von 28 %. Und nicht zu‑
letzt : Bei den Präsidentschaftswahlen in Frankreich 2017 
haben in der Stichwahl Macron gegen Le Pen knapp 34 % 
aller Französinnen und Franzosen für den FN und Marine 
Le Pen gestimmt, in deren Parteilogo sich bezeichnender‑
weise eine sozialistische Rose in einem republikanischen 
Blau findet.

Erfolg mit sozialen Themen : Zurückgeführt werden die 
Wahlerfolge der Jahre 2014ff. darauf, dass Marine Le Pen 
versucht habe, ein neues Agenda-Setting zu betreiben  – 
jenseits von rechts und links. Eine Analyse ihrer politi‑
schen Forderungen kam zu dem Ergebnis, dass sich 40 % 
ihrer Äußerungen auf wirtschaftliche und soziale Themen 
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beziehen (Kempin 2017). Somit hat sie – zumindest auf der 
rhetorischen Ebene – einen Paradigmenwechsel durchge‑
führt. Sie fordert eine Nationalisierung der Banken, der 
Rüstungsindustrie und anderer Industriezweige sowie 
eine Einführung von Schutzzöllen, um die einheimische 
Landwirtschaft und Industrie zu schützen. Neben diesen 
Forderungen nach Nationalisierung tritt sie für eine Auf‑
kündigung von Freihandelsabkommen ein und plädiert 
in einem 2014 mit dem „Spiegel“ geführten Interview 
für einen „intelligenten Protektionismus“. Ferner fordert 
sie die Erhöhung der Sozialleistungen und die Einfüh‑
rung einer Steuer auf Verträge mit ausländischen Arbeit‑
nehmer*innen (Bergmaier 2017). Der FN will mit diesen 
Instrumenten die Globalisierung zurückdrängen und die 
Macht der EU-Institutionen einschränken. Le Pen kriti‑
siert die EU als „durchlässiges Europa“ und als „Europa 
der Arbeitslosigkeit“, die EU sei ein „totalitäres System“ 
und ein „wirtschaftliches und soziales Desaster“ (Kem‑
pin 2017). Bezogen auf Fragen der Privatisierung tritt Le 
Pen für die Stärkung des öffentlichen Dienstes ein. Damit 
adressiert sie Arbeiter*innen und kleine oder mittlere An‑
gestellte recht erfolgreich : Im Dezember 2015 gaben 40 % 
aller Arbeiter*innen und 30 % aller Angestellten im öffent‑
lichen Dienst an, für Le Pen zu stimmen (ebd.).

Fazit : Wie ist eine solche Entdeckung der „sozialen 
Frage“ einzuschätzen ? Handelt es sich hier um „exklu‑
dierende Solidarität“ und / ​oder um blanke soziale De
magogie ? Es besteht kein Zweifel daran, dass Solidarität 
im Verständnis des FN eine exklusive ist, sodass in ers‑
ter Linie – oder ausschließlich – Angehörige des franzö‑
sischen Volks in den Genuss dieser Solidarität kommen 
sollten  – ein Phänomen, das die Neue Zürcher Zeitung 
wie folgt kommentierte : „Wollte man Le Pens Gemisch mit 
gängigen Begriffen beschreiben, müsste man es folglich 
[…] ‚national-sozialistisch‘ nennen“, denn außer Franzö‑
sinnen und Franzosen solle kein anderer davon profitieren 
(Mäder 2016).

Mit Blick in die vom FN regierten Regionen lässt sich 
von einer Hinwendung zur „sozialen Frage“ wenig spüren. 
Im Gegenteil : „Auf der Ebene der regierten Gemeinden ist 
die klare antisoziale und wirtschaftsliberale Orientierung 
der Partei ohnehin am besten sichtbar.“ (Chwala 2017) Das 
große Ziel bestehe darin, die alte FN-Forderung nach einer 
massiven Steuersenkung für die Wähler*innen der Mittel‑
klasse zu realisieren. Dies führe dazu, dass städtische Sub‑
ventionen für soziale Aufgaben massiven Kürzungen zum 
Opfer fallen. So werden z. B. die Sozialtarife in den Schul‑
kantinen ebenso gestrichen wie Mittel zur Anschaffung 
von Lehrmaterialien, nachschulische Betreuung wurde 
kostenpflichtig, und Personal in Sozialzentren wurde ent‑
lassen. Erwerbslose, einkommensschwache Familien oder 
Jugendliche und junge Erwachsene sind die Leidtragen‑
den. Passend dazu ist die Aussage des FN-Bürgermeisters 
von Mantes-la-Ville, Cyril Nauth : Die Finanzierung kom‑
munaler Sozialpolitik sei fast schon eine „kommunistische 
Angelegenheit“ (zit. nach Chwala 2017).

3	 Die Freiheitliche Partei Österreichs

Die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) trat ab den 
1980er Jahren als populistische, radikale Rechtspartei auf 
(Peham 2010 ; Wodak 2016 ; Sauer 2017) : Fremdenfeind‑
lichkeit, Rassismus und Antisemitismus zeigten sich in 
der Programmatik, in der politischen Kommunikation 
und in den zunehmend gegen Ausländer*innen gerich‑
teten Wahlkämpfen. Ziel ist ein „gesundes“ und „reines“ 
Volk auf Basis heterosexueller Zweigeschlechtlichkeit ; der 
explizite Bezug zur „deutschen Volksgemeinschaft“ wurde 
im Jahr 2011 wieder ins Parteiprogramm aufgenommen. 
Eine doppelte Abgrenzung gegenüber den gesellschaftli‑
chen Eliten einerseits und den als unwürdig gebrandmark‑
ten Armen andererseits ist verbunden mit anti-pluralisti‑
schen und autoritären Positionen.

Vom Neoliberalismus zur sozialen Frage : War die FPÖ 
früher ein prominentes Beispiel für die Kombination von 
neoliberalen Positionen in sozio-ökonomischen Themen‑
bereichen und autoritären Haltungen in soziokultureller 
Hinsicht (Kitschelt / ​McGann 1995), so nahm die Partei 
in den 1990er Jahren ihre neoliberale wirtschafts- und 
sozialpolitische Ausrichtung zurück, um sich stärker auf 
soziale Fragen zu beziehen. Dies wurde etwa an der Ver‑
wendung des Slogans „soziale Heimatpartei“ in der Wahl‑
werbung deutlich. Jörg Haider, der den Umbau der Partei 
zu einer rechtspopulistischen Partei mit einer Nähe zum 
Rechtsextremismus ab 1986 vorangetrieben hatte, verfolg‑
te als Landeshauptmann von Kärnten eine ausgesprochen 
populistische Sozialpolitik und rief neue Leistungen wie 
„Teuerungsausgleich“, „Geburtengeld“, „Jugendtausender“ 
oder „Schulstartgeld“  1 ins Leben. Im Unterschied zum 
französischen Front National tritt die FPÖ aber nicht für 
Verstaatlichungen oder einen großzügigen Wohlfahrts‑
staat ein. Vielmehr bleiben ihre ökonomischen Botschaf‑
ten dem Neoliberalismus verbunden, insofern sie einen 
„schlanken Staat“ und Steuersenkungen verlangt (Lefko
fridi / ​Michel 2014).

Der Widerspruch zwischen diesen Positionen und der 
Hinwendung zur „sozialen Frage“ wird vordergründig 
durch die Forderung nach nationaler Präferenz aufgelöst. 
So lehnt die FPÖ in ihren programmatischen Schriften 
die Einbeziehung von „Ausländern“ in die österreichische 
Arbeitslosenversicherung ab. Für den „vorübergehenden 
Aufenthalt“ der „Gastarbeiter“ sollte ein getrenntes Sozial‑
versicherungssystem eingerichtet werden – „ohne Fehl‑
betragsausgleich durch die öffentliche Hand“ (FPÖ-Bil‑
dungsinstitut 2013, S. 113). In der Familienpolitik fordert 
die FPÖ u. a. ein „Erziehungsgehalt für inländische Fami‑

1	 https://orf.at/stories/3053341 (letzter Zugriff : 22. 02. 2019)
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lien“ und argumentiert dabei völkisch : „Dies ist […] eine 
Frage des Überlebens unseres Volkes.“ (ebd., S. 147)

Die Mobilisierung des Wohlfahrtschauvinismus, v. a. 
mit dem Slogan : „Zuwanderung in unser Sozialsystem 
stoppen“  2, scheint zum Wahlerfolg der nunmehr zwei 
rechtspopulistischen Parteien, FPÖ und ÖVP (Österrei‑
chische Volkspartei), beigetragen zu haben. Damit wird 
mit der Ablehnung der Immigration zugleich eine posi‑
tive Haltung zum Sozialstaat signalisiert. Jedoch kann im 
Hinblick auf die FPÖ von einer „links-autoritären“ Wende 
einer extremen und populistischen Rechtspartei (Lefkofri‑
di / ​Michel 2014) keine Rede sein. Das erste Jahr der Regie‑
rungsbeteiligung nach der Wahl 2017 erinnert vielmehr an 
die Jahre 2000 bis 2006, in denen die FPÖ als Regierungs‑
partei am Rückbau des Sozialstaats beteiligt war. Eine be‑
sonders heftige öffentliche Auseinandersetzung hat im 
Jahr 2018 die weitere Deregulierung der Arbeitszeit aus‑
gelöst. So wurden 2018 die tägliche Höchstarbeitszeit auf 
zwölf und die wöchentliche Höchstarbeitszeit auf 60 Stun‑
den angehoben sowie eine Kürzung der Mindestsicherung 
für Anfang 2019 angekündigt.

„Proletarisierung“ der Wählerschaft ? Inwiefern trifft 
auf Österreich die These der „Proletarisierung“ rechts‑
populistischer Parteien (Oesch 2008) zu ? Der Anteil der 
Arbeiter*innen, welche die FPÖ wählen, ist Wahlanalysen 
zufolge seit 2006 erheblich angestiegen und erreichte bei 
der Nationalratswahl 2017 sogar 59 %. Dagegen wählten 
nur 19 % der Arbeiter*innen die SPÖ. Auch unter den Ge‑
werkschaftsmitgliedern gibt es einen erheblichen Anteil 
an FPÖ-Wähler*innen. 31 % der Mitglieder des Österrei‑
chischen Gewerkschaftsbunds haben 2017 die FPÖ und 
35 % die SPÖ gewählt (Wagner et al. 2018). Insgesamt ga‑
ben FPÖ-Wähler*innen als häufig diskutierte Wahlkampf‑
themen „Asyl und Migration“ (88 %), „Sicherheit“ (69 %) 
und „Sozialleistungen“ (60 %) an (SORA 2018). Dies deu‑
tet darauf hin, dass es der FPÖ erfolgreich gelungen ist, 
Fragen der staatlichen Sicherung mit dem Migrationsthe‑
ma zu verknüpfen.

Betrachtet man wohlfahrtsstaatliche Einstellungen in 
Zusammenhang mit Parteipräferenzen, so zeigen Ana‑
lysen des SOCRIS-Projekts  3, dass die von Wähler*innen 
vertretenen Solidaritätskonzepte nur teilweise mit den 
Programmen der von ihnen bevorzugten Parteien über‑
einstimmen. So sprechen sich einerseits Personen mit 
nicht-solidarischer Haltung oder ausgeprägt wohlfahrts‑
chauvinistischen Positionen besonders häufig für die FPÖ 
oder ÖVP aus. Andererseits sind aber auch viele, die eine 
universell-solidarische Haltung ausdrücken, sich also klar 
gegen Ausgrenzung nach nationalen oder ethnischen Ge‑
sichtspunkten aussprechen, dazu bereit, die FPÖ zu wäh‑
len. Dies spricht gegen die These, dass extreme und popu‑
listische Rechtsparteien einen bestehenden Pool klarer 
Orientierungen ausschöpfen, etwa im Sinne eines „linken 
Autoritarismus“ (Lipset 1959 ; Lefkofridi / ​Michel 2014).

Fazit : Inwiefern passen also die Etiketten „links-auto‑
ritär“ oder „exkludierende Solidarität“ auf die FPÖ ? Im 

Unterschied zum Front National finden sich kaum ver‑
meintlich „linke“ sozio-ökonomische Positionen. Viel‑
mehr wird die Bezugnahme auf den Sozialstaat überwie‑
gend als Mittel zur Mobilisierung gegen Migrant*innen 
und insbesondere Menschen auf der Flucht genutzt. Sozia‑
le Absicherung wird rhetorisch so mit dem „Ausländer-“ 
und „Flüchtlingsthema“ verbunden, dass Kürzungen nicht 
gegen die „Inländer*innen“ gerichtet erscheinen. Wäh‑
rend die FPÖ – und auch die ÖVP – also exkludierende 
Haltungen vertreten und in der Bevölkerung mobilisieren, 
kann von Solidarität, insbesondere im Sinne der institu‑
tionalisierten Solidarität des Sozialstaats, keine Rede sein 
(Hofmann et al. 2019). Zugleich scheint dies als Erklärung 
für den Wahlerfolg nicht auszureichen ; die extreme und 
populistische Rechte in Österreich gewinnt Stimmen auch 
abseits von Xenophobie und Wohlfahrtschauvinismus .

4	 Jobbik und Fidesz in Ungarn

Jobbik (Bewegung für ein besseres Ungarn) wurde 1999 
von rechten Studierenden gegründet, positionierte sich 
als explizit rechtsradikale Partei und wählte die Roma-Be‑
völkerung zum Feindbild. Die krisenhaften Entwicklun‑
gen ab 2008, Korruptionsskandale, ein politisch genutzter 
Mord in Olaszliszka, aber auch die Radikalisierung der 
heutigen Regierungspartei Fidesz brachten Jobbik einen 
Wahlerfolg von über 20 % der Stimmen bei den Parla‑
mentswahlen im Jahr 2014 (Tóth / ​Grajczjár 2015). Die 
Partei ist insbesondere durch ihren Widerstand gegen den 
Liberalismus des europäischen Binnenmarkts und gegen 
die liberale parlamentarische Demokratie gekennzeichnet. 
Ihre nationalistische Programmatik ist auf einen „dritten 
Weg“ ausgerichtet und verbindet die Betonung des Klein‑
unternehmertums mit der Forderung nach einem starken 
Wohlfahrtsstaat für „hart arbeitende“ Bürger*innen unter 
Ausschluss von Minderheiten wie Roma und Sinti (Karác‑
sony / ​Róna 2011). Doch Jobbik verlor den Kampf um die 
radikalen Rechtswähler*innen gegen Fidesz und versuchte 
sich in den letzten Jahren als „nationale Volkspartei“ (Gá‑
bor Vona zit. nach Kálnoky 2016) darzustellen. Die Partei 
gab die antisemitische und Anti-Roma-Rhetorik auf und 
nahm sozialpolitisch im Vergleich zu Fidesz eine eher 

2	 http://www.krone.at/584891 ; http://www.fpoe-parlaments​
klub.at/artikel/hc-strache-schluss-mit-einwanderung-in-un​
ser-sozialsystem (letzter Zugriff : 22. 02. 2019)

3	D as Projekt SOCRIS – „Solidarität in Zeiten der Krise“ – wird 
von 2017 bis 2019 in Österreich und Ungarn durchgeführt 
und vom österreichischen Wissenschaftsfonds FWF (Pro-
jektnummer I 2698-G27) und vom ungarischen Wissen-
schaftsfonds OTKA finanziert.
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„linke“ (aber national und ethnisch exkludierende) Posi‑
tion ein (Szikra / ​Domschitz 2018).

Die populistische Rechtspartei Fidesz erreichte nach 
dem Rücktritt von Premierminister Gyurcsány infolge der 
Krise von 2008 und wegen der Korruptionsskandale prak‑
tisch ohne Programm eine Zwei-Drittel-Mehrheit bei den 
Parlamentswahlen von 2010. Die Machtübernahme wird 
generell als autokratische Wende in allen Politikbereichen 
bezeichnet (Kornai 2016). Der Parteivorsitzende Viktor 
Orbán setzte eine nationalistische und ausgrenzende Ra‑
dikalisierung in Ungarn in Gang. Durch die Umsetzung 
von Teilen des Jobbik-Programms nahm er dieser rechts‑
extremen Partei den Wind aus den Segeln und beförderte 
einen gesellschaftlichen Umbau (Political Capital 2015). 
Orbán sicherte seiner Partei die sehr weit gehende Kon‑
trolle über die Medien (Bajomi-Lázár 2013), etablierte ein 
Patronage-System ungarischer Oligarchen nach Vorbild 
des Putinismus (Oliker 2017), setzte eine nationalistische 
Ausrichtung des Bildungssystems durch und schränkte die 
Unabhängigkeit der Wissenschaft ein.

Sozialpolitik für obere Mittelschichten : Der „illibe‑
rale“ Staat hat zudem eine bedeutende sozialpolitische 
Komponente : Unterstützung von Arbeitslosen wird an 
demütigende öffentliche Arbeitseinsätze gebunden, die 
eine Rückkehr in die reguläre Arbeitswelt erschweren 
(Cseres-Gergely / ​Molnár 2014). Der Zugang zu Transfer‑
leistungen für Familien mit niedrigem Einkommen wurde 
stark beschränkt, was insbesondere untere Klassen und 
Roma-Familien betrifft, während besser gestellte Familien 
ermuntert werden, mehr Kinder zu bekommen (Szeredi 
2013). Die niedrige flat tax bevorzugt Personen mit einem 
höheren Einkommen, während die höchste Umsatz‑
steuer Europas besonders auf den ärmsten Gruppen der 
Bevölkerung lastet. Bei den Veränderungen im Pensions‑
system stechen die Anhebung des Pensionseintrittsalters, 
die Senkung der Pensionshöhe und die Einschränkungen 
beim Zugang zu Invaliditätspensionen hervor (Lugosi 
2018). Ende 2018 wurde in Ungarn auf gesetzlichem Weg 
die Zahl der zulässigen jährlichen Überstunden von 250 
auf 400 erhöht. Damit wurde, von Protesten begleitet, wie 
in Österreich eine gegen Arbeitnehmer*innen gerichtete 
Arbeitszeitpolitik umgesetzt.

Die Zielgruppen von Fidesz sind also die oberen (Mit‑
tel-)Schichten, die die Profiteure der staatlichen Umver‑
teilung sind. Die unteren Klassen und Deprivierten wer‑
den von Fidesz aber auch nicht völlig ignoriert. Vielmehr 
sollen sie in einer korporativen Logik vom Staat abhängig 
und erpressbar gemacht werden : Dies geschieht durch 
Verpflichtung zu bzw. Zuteilung von öffentlicher Arbeit, 
die jedoch lediglich ein materielles Auskommen auf nied‑
rigstem Niveau sichert. Die betroffenen Menschen haben 
vielfach die Aussicht auf eine mögliche Verbesserung ihrer 
Lebensbedingungen verloren und verbleiben resigniert in 
der staatlichen Abhängigkeit.

Die Wähler*innen von Jobbik und Fidesz : Die Ergebnis‑
se der SOCRIS-Untersuchung zeigen, dass Jobbik-Wäh‑

ler*innen mehrheitlich Männer aus jüngeren Altersgrup‑
pen sind, die in kleineren Städten und Siedlungen leben. 
Sie fühlen sich depriviert, aber sind nicht eindeutig die 
Verlierer*innen der Krise. Sie weisen stark exklusive Ein‑
stellungen (soziale Dominanzorientierung, Autoritaris‑
mus, Wohlfahrtschauvinismus, Intoleranz) auf. Im Hin‑
blick auf das von ihnen vertretene Solidaritätsmuster ar‑
gumentiert eine relative Mehrheit insofern „ethnisch und 
national exklusiv“, als etwa die Hälfte der Jobbik-Wäh‑
ler*innen für weniger staatliche Hilfe für Roma und Sinti 
sowie Flüchtlinge eintritt.

Fidesz-Wähler*innen rekrutieren sich vor allem aus 
dem ländlichen Raum, und ihr subjektiver Status (subjek‑
tive Wohlfahrt, Anerkennungsgefühl und soziale Bindun‑
gen) ist ausgesprochen hoch. Sie weisen ein noch höheres 
Autoritarismus-, Xenophobie- (Intoleranz) und Ethno‑
zentrismus-Niveau als Jobbik-Wähler*innen auf. Sie sind 
auch durch Wohlfahrtschauvinismus zu charakterisieren, 
wenngleich in niedrigerem Maße als Jobbik-Wähler*in‑
nen. Häufiger als der Durchschnitt der Bevölkerung spre‑
chen sie sich gegen einen Ausbau der staatlichen Trans‑
ferzahlungen zugunsten von Arbeitslosen sowie Sinti 
und Roma aus und sind auch mehrheitlich (65 %) gegen 
die Unterstützung der Flüchtlinge.  4 Fidesz-Wähler*in‑
nen sind in der Gruppe der nicht-solidarischen Befragten 
deutlich überrepräsentiert.

Fazit : Ungarn ist kein Beispiel für den Übergang der 
extremen und populistischen Rechtsparteien von einer 
neoliberalen Politik zu einer Verteidigung des Wohl‑
fahrtsstaats. Während den Mittelschichten Zugeständnis‑
se gemacht wurden, sind ärmere Menschen sowie Roma 
und Sinti mit Sozialabbau konfrontiert. Das „links-auto‑
ritäre Erfolgsrezept“ wurde hier offensichtlich nur einge‑
schränkt eingesetzt, vielmehr kombiniert die regierende 
Fidesz-Partei eine nationalistische, rassistische, antisemi‑
tische, antiziganistische und autoritäre Politik mit Sozial‑
abbau und Neokonservatismus (Csillag / ​Szelényi 2015).

5	 Die Partij voor de Vrijheid (PVV) 
in den Niederlanden

Aufgrund parteiinterner Streitigkeiten und Tendenzen der 
Selbstauflösung der Lijst Pim Fortuyn (LPF) traten bereits 
2006 andere konkurrierende rechtspopulistische Forma‑
tionen zu den Parlamentswahlen an, die für sich in An‑
spruch nahmen, das Erbe Pim Fortuyns zu repräsentieren. 
Eine der Parteien – und zugleich die erfolgreichste – dieses 

4	I m Vergleich zu den Jobbik-Wähler*innen sprechen sich die 
Fidesz-Wähler*innen signifikant stärker gegen die Unter-
stützung von Flüchtlingen aus.
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Spektrums war die Partij voor de Vrijheid (PVV). Bei den 
Wahlen zum Europaparlament (EP) 2014 erzielte sie aus 
dem Stand heraus 17 % aller Stimmen und zog mit vier Ab‑
geordneten in das EP ein. Bei den Parlamentswahlen 2017 
konnte die PVV ca. drei Prozentpunkte hinzugewinnen, 
erzielte einen Stimmenanteil von ca. 13 % und ist derzeit 
mit 20 Abgeordneten als zweitstärkste Kraft im Parlament 
vertreten.

Die Programmatik der PVV verknüpft den Kampf 
gegen den Islam (bzw. den Islamismus) mit einem Kampf 
gegen die „Masseneinwanderung“. Im aktuellen Pro‑
gramm werden die Niederlande „zurückgefordert“ („The 
Netherlands ours again“). Parteichef Geert Wilders for‑
dert eine De-Islamisierung der Niederlande, null Asyl‑
suchende und keine Einwanderer aus islamisch geprägten 
Ländern, Schließung der Grenzen, Entzug aller asylum 
residence permits, die bereits für bestimmte Zeiträume 
ausgestellt worden sind, Schließung der Asylzentren, kei‑
ne islamischen Kopftücher in öffentlichen Funktionen, 
Verbot von anderen islamischen Ausdrucksformen, prä‑
ventive Verhaftung von radikalen Muslimen, Entzug der 
Staatsangehörigkeit und Ausweisung von Kriminellen mit 
einer doppelten Staatsangehörigkeit, Rückkehrverbot für 
Djihadisten, die in Syrien waren, Schließung aller Mo‑
scheen und Islamschulen sowie Verbot des Korans. Mit 
einem Austritt aus der EU sollen die Niederlande wieder 
unabhängig werden.  5

Neben diesen Forderungen, die sich gegen Muslime 
und Geflüchtete richten – generell gegen Islam und Re‑
ligionsfreiheit –, finden sich auch wirtschafts- und sozial‑
politische Forderungen, die zusammenhanglos nebenein‑
ander stehen und demnach nicht in ein sozialpolitisches 
Konzept eingebunden sind : So sollen der Eigenanteil an 
der Krankenversicherung (knapp 400 € pro Jahr) kom‑
plett abgeschafft und die Mieten reduziert werden. Beim 
Renteneintrittsalter, das zum 1. Januar 2018 zunächst auf 
66 Jahre angestiegen ist, ab 2021 bei 67 Jahren liegen und 
ab 2022 jährlich um drei Monate angehoben werden soll, 
fordert Wilders, es wieder auf 65 Jahre herabzusetzen. 
Kürzungen in der häuslichen Pflege und Altenpflege soll‑
ten wieder zurückgenommen und die Altenpflege soll per‑
sonell besser ausgestattet werden. Ferner fordert Wilders 
geringere Einkommensteuern und eine Halbierung der 
Kfz-Steuer. In Zukunft sollen keine öffentlichen Gelder 
für Entwicklungshilfe, Windkraft, Kunst, Innovationen 
oder Rundfunk ausgegeben werden. Stattdessen verlangt 
er mehr Geld für Verteidigung und Polizei.

„Exkludierende Solidarität“: Die PVV tritt dafür ein, 
dass in erster Linie alteingesessene Niederländer*innen 
von Sozialleistungen profitieren. Migrantinnen und Mig‑
ranten hingegen sollten erst nach einem Jahrzehnt Woh‑
nen und Arbeiten in den Niederlanden einen Anspruch 
auf staatliche Unterstützung erhalten. Auszuschließen von 
staatlichen Transferleistungen seien Burka-Trägerinnen 
und jene, die nicht die niederländische Sprache beherr‑
schen.

Wilders’ Entdeckung der „sozialen Frage“ oder – bes‑
ser gesagt – seine Hinwendung zur sozialen Demagogie 
ist neueren Datums. Während Wilders einerseits den Ver‑
such unternimmt, die soziale Frage auf die Agenda zu 
setzen, plädierte er andererseits noch vor einiger Zeit für 
wirtschaftsliberale Forderungen : Deregulierung, Zurück‑
drängung des staatlichen Einflusses, Steuersenkungen und 
Steuererleichterungen für den Mittelstand, Bürokratieab‑
bau und Kürzungen von Sozialausgaben. Der Paradig‑
menwechsel, den Wilders in den letzten Jahren vollzogen 
hat – vor allem in Abgrenzung zu der rechtsliberalen Par‑
tei VVD – ist zwar wenig glaubwürdig, die Wahlergebnisse 
zeigen aber, dass es ihm gelungen ist, mittels dieser sozia‑
len Demagogie Arbeiter*innen als PVV-Wähler*innen zu 
gewinnen.  6

Wer wählt die PVV ? Neuere sozialwissenschaftli‑
che Studien kommen zu der folgenden Typologie von 
PVV-Wählerinnen und Wählern (Damhuis 2017 ; Steppart 
2017) :

„Zurückgesetzte“: In diese Gruppe fallen geringer qua‑
lifizierte Menschen vornehmlich aus den unteren sozialen 
Schichten, die früher für eine Partei im linken Spektrum 
votiert haben und die sich nunmehr zurückgesetzt füh‑
len. – „Kontributionisten“: Bei dieser Gruppe handelt es 
sich um Unternehmer und Arbeitnehmer (beiderlei Ge‑
schlechts), die der Überzeugung sind, für die Gesellschaft 
viel beigetragen zu haben und zu hohe Steuern zu zahlen ; 
sie glauben, dass Migranten eine Belastung darstellen. – 
„Radikal Konservative“: Diese Gruppe umfasst Menschen 
aus höheren Schichten mit einem hohen formalen Bil‑
dungsniveau. Gemeinsam ist ihnen ein ideologischeres 
Verhältnis zur Politik ; sie empfinden ihre niederländische 
Identität und die Demokratie als bedroht und entwickeln 
auf diesem Weg eine Affinität zur PVV.

Diese soziale Basis findet sich auch in der Auswertung 
der Parlamentswahlen vom März 2017 wieder. Bürger*in‑
nen, die ein niedriges Ausbildungsniveau aufweisen, sind 
in der Gruppe der PVV-Wähler überrepräsentiert. In der 
Gruppe der niedrig Qualifizierten erreicht die Partei einen 
Stimmenanteil von 23 %. In der Gruppe der Bürger*innen 
mit einem mittleren Ausbildungsniveau ist die PVV mit 
15 % der Stimmen leicht überrepräsentiert. Und in der 
Gruppe jener mit einem hohen Ausbildungsniveau finden 
sich nur unterdurchschnittlich viele PVV-Wähler*innen 
(6 %) (Krause / ​Wilp 2018 ; Vossen 2017, S. 116ff.).

5	 https://www.geertwilders.nl/94-english/2007-preliminary-​
election-program-pvv-2017-2021 (letzter Zugriff : 
22. 02. 2019)

6	 https://www.sozialismus.de/detail/artikel/rechtspopulis​ten-
in-betrieb-und-gesellschaft (letzter Zugriff : 22. 02. 2019)
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6	 Resümee

Dieser Beitrag hatte einen Überblick über vier EU-Mitgliedstaaten zum 
Ziel, in denen extreme und populistische Rechtsparteien politisch erfolg‑
reich sind. Die zentrale Fragestellung war, inwiefern diese Parteien ihre 
früheren neoliberalen Positionen abgelegt haben und in Verbindung mit 
Wohlfahrtschauvinismus für die Absicherung und den Ausbau des Wohl‑
fahrtsstaats eintreten. Zugespitzt formuliert : Haben wir es mit nationalis‑
tischen und „links-autoritären“ Parteien zu tun, denen es durch die Ver‑
bindung von „linker“ sozio-ökonomischer und „rechter“ sozio-kulturel‑
ler Politik gelang, zu „neuen Arbeiterparteien“ zu werden ?

Als Musterbeispiel einer „links-autoritären“ Wende wird öfters der 
französische Front National angeführt. Forderungen nach Verstaatlichun‑
gen, nach Protektionismus und der Aufrechterhaltung des öffentlichen 
Dienstes passen ins Bild. Auch konzentriert sich der FN unter Marine Le 
Pen nicht mehr auf den alten Mittelstand, sondern versucht, die Arbei‑
ter*innen für sich zu gewinnen. Die „nationale Präferenz“ in der Sozial‑
politik nimmt die Ausländerfeindlichkeit und den Rassismus auf. Doch 
die neue sozialpolitische Ausrichtung bleibt auf das Programm und die 
Forderungen in Wahlkämpfen beschränkt und findet dort keine Umset‑
zung, wo der FN auf kommunalpolitischer Ebene Regierungsverantwor‑
tung trägt.

In abgeschwächter Form entspricht die FPÖ dem Muster des FN : Nach 
einer deutlich neoliberalen Ausrichtung versucht sie seit den 1990er Jah‑
ren, als „soziale Heimatpartei“ breitere Wählerschichten insbesondere 
unter den Arbeiter*innen und Angestellten anzusprechen. Ihre Program‑
matik geht in dieser Hinsicht aber nicht so weit. Sozialpolitische Argu‑
mente zielen nicht auf die Stärkung des Sozialstaats ab, sondern auf die 
Mobilisierung ausländerfeindlicher Ressentiments. Seit Anfang 2018 in 
Regierungsverantwortung setzt die FPÖ gemeinsam mit der nun ebenfalls 
rechtspopulistisch agierenden ÖVP eine deutlich neoliberal ausgerichtete 
Politik um. Das Migrations- und Flüchtlingsthema dient nicht dazu, einen 
Sozialstaat mit „nationaler Präferenz“ zu sichern, sondern unter dem Vor‑
wand, die „Einwanderung in unseren Sozialstaat“ zu verhindern, sozial‑
staatliche Leistungen für alle einzuschränken.

In Ungarn fand sich die rechtsextreme Partei Jobbik in der Situation, 
dass Orbáns Fidesz zahlreiche Forderungen der Jobbik übernahm und 
politisch umsetzte. Somit unternahm Jobbik den Versuch, sich als „natio‑
nale Volkspartei“ neu zu positionieren und sozialpolitische Forderungen 
für die nationale und ethnische Eigengruppe zu erheben – garniert mit of‑
fenem Rassismus. Fidesz hingegen entspricht der These von der „links-au‑
toritären Wende“ nicht. Die Partei bedient mit ihrem Klientelismus die 
oberen und mittleren Schichten. Sozialpolitik wurde dem autoritären 
Umbau der Gesellschaft untergeordnet.

Das Beispiel der niederländischen PVV schließlich zeigt, dass insbe‑
sondere Geert Wilders in der politischen Rhetorik eine starke Wendung 
weg vom Neoliberalismus vollzogen hat. In seiner Rhetorik verbindet er 
(antimuslimischen) Rassismus mit einer eher inkohärenten Sammlung 
von Forderungen nach einer sozialpolitischen Absicherung. Hier finden 
wir Anklänge an das Prinzip der „exkludierenden Solidarität“ – zumin‑
dest als soziale Demagogie.

Insgesamt zeigt der Überblick über die vier Länder eine gewisse Ein‑
heitlichkeit im Hinblick auf den Wohlfahrtschauvinismus. Die extremen 
und populistischen Rechtsparteien sprechen sich gegen Einwanderung 

und gegen den Zugang von Migrant*innen zum nationalen Sozialsystem 
aus. Groß sind die Unterschiede zwischen den Parteien jedoch im Hin‑
blick auf ihre Haltung gegenüber dem Sozialstaat. Während beim franzö‑
sischen Front National sehr ausgeprägt und bei der niederländischen PVV 
in Ansätzen eine Positionierung pro Wohlfahrtsstaat ausgemacht werden 
kann, wurde die entsprechende Rhetorik von der österreichischen FPÖ 
inzwischen der Regierungsbeteiligung geopfert. Die ungarische Fidesz 
wiederum hat die vermutete „links-autoritäre Wende“ überhaupt nicht 
mitgemacht. Insgesamt ist also Vorsicht vor solchen Etikettierungen ge‑
boten. Dies trifft vor allem auch auf „exkludierende Solidarität“ zu : Zu‑
meist zeigt sich zwar viel Exklusion, aber keine oder wenig Solidarität. ■
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